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Ausgangslage

Seit fast zwei Jahrzehnten setzt die Schweiz bei fos-silen Brennstoffen auf die Bepreisung von CO2. Auffossile Brennstoffe wie Heizöl und Erdgas wird eineCO2-Lenkungsabgabe erhoben (Bundesamt für Umwelt2026). Bei einer Lenkungsabgabe steht nicht die Erzie-lung von Steuereinnahmen im Vordergrund, sondern dieVerhaltenslenkung. Sie soll Anreize schaffen, wenigerfossile Brennstoffe zu verbrauchen. Der Abgabesatzwurde seit der Einführung mehrfach durch den im Gesetzverankerten Mechanismus erhöht und beträgt heute 120Franken pro Tonne CO2 (Bundesamt für Umwelt 2026).
Mit der Bepreisung von CO2 stellt sich jedoch unmittelbardie Frage, was mit den daraus entstehenden Einnahmengeschieht. Im heutigen Schweizer System spielt dabei dieRückverteilung eine zentrale Rolle. Sie bedeutet, dass einTeil der Einnahmen aus der CO2-Abgabe nicht beim Staatverbleibt, sondern an Bevölkerung und Unternehmenzurückgegeben wird. Insgesamt werden grundsätzlichzwei Drittel der Einnahmen auf dieseWeise zurückverteilt,während rund ein Drittel für Klimamassnahmen zweck-gebunden ist. Die Rückverteilung an die Bevölkerungerfolgt über einen einheitlichen Betrag pro Kopf, derüber die Krankenkassen ausbezahlt wird. 2026 beträgtdiese Rückzahlung 61.80 Franken pro Person, wobeidarin auch die Lenkungsabgabe auf flüchtige organischeVerbindungen (VOC) enthalten ist (Bundesamt für Umwelt2026). Unternehmen erhalten ihren Anteil hingegenproportional zur ALV-Lohnsumme zurück (Bundesamt fürUmwelt 2026).

Neben der konkreten Ausgestaltung der Rückverteilungist auch relevant, wie diese von der Bevölkerung wahrge-nommen wird. Eine Befragung zeigt, dass die Rückvertei-lung im heutigen Schweizer System nur einem kleinen Teilder Bevölkerung bekannt ist. Nur rund 12 Prozent derBefragten wussten, dass ein Teil der CO2-Abgabe an dieBevölkerung zurückverteilt wird (Mildenberger u. a. 2022).Dies trägt unter anderem dazu bei, dass die finanzielleBelastung durch die Abgabe stärker wahrgenommen wirdals die damit verbundene Rückzahlung.
Gerade vor diesemHintergrund gewinnt der geplante Um-bau der Schweizer CO2-Bepreisung an Bedeutung. Für dieZeit nach 2030 soll die bestehende CO2-Lenkungsabgabeauf fossile Brennstoffe durch ein neues Emissionshan-delssystem ersetzt werden. Dieses soll Emissionen ausdem Heizen von Gebäuden und dem Verkehr erfassenund parallel zum bestehenden Emissionshandelssystemfür die Schwerindustrie bestehen (Bundesamt für Umwelt2025). Mit dem Systemwechsel soll sich insbesondereauch die Verwendung der Einnahmen ändern. Die heutigeRückverteilung soll entfallen und die Einnahmen sollenstattdessen für Klimaschutzmassnahmen eingesetzt wer-den (Bundesamt für Umwelt 2025; Humbel 2026). Auchin der Europäischen Union wird die CO2-Bepreisung vonGebäuden und Verkehr mit einem neuen Emissionshan-delssystem neu geordnet (Europäische Kommission 2025).Damit rückt eine zentrale Frage in den Vordergrund:Sollen die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung an dieBevölkerung zurückverteilt werden? Falls ja, auf welcheArt und Weise?

*Wir bedanken uns bei Meret Majendie Balsinde und Carolina Rüssmann für hervorragende Forschungsassistenz bei der Erstellung diesesPolicy Briefs.
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(a) Jährlicher konsumbezogener Treibhausgas-Fussabdruckentlang der Einkommensverteilung (b) Relative Belastung bei einem Preis von 120 Franken jetCO2e mit und ohne Rückverteilung
Abbildung 1: Konsumbezogene Treibhausgasemissionen und relative Belastung durch einen Preis von 120 CHF/tCO2e
Anmerkung: Die linke Abbildung zeigt den durchschnittlichen jährlichen konsumbezogenen Treibhausgas-Fussabdruck in tCO2e pro Haushaltnach Lebenseinkommensdezil. Die rechte Abbildung zeigt die Belastung bei einem hypothetischen einheitlichen Preis von 120 CHF/tCO2e alsAnteil der jährlichen Haushaltsausgaben. Die grüne Linie zeigt die direkte Belastung vor Rückverteilung; die gestrichelte graue Linie zeigt dieNettobelastung nach Rückverteilung der Einnahmen als gleich hohe Pro-Kopf-Dividende. Negative Werte entsprechen einer Nettoentlastung.Verhaltensanpassungen werden nicht berücksichtigt. Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage von Landis (2025).

Ökonomische Analyse
1. Warum CO2 einen Preis braucht
CO2-Emissionen sind ein Paradebeispiel für eine negativeExternalität. Die dadurch verursachten Klimaschädensind wissenschaftlich gut belegt und zumindest nähe-rungsweise messbar. Für den einzelnen Verursacher istder von den eigenen Emissionen ausgelöste Schadenjedoch verschwindend gering. Nahezu die gesamtenKosten tragen andere Menschen, andere Länder undzukünftige Generationen. Da die Marktpreise diesegesellschaftlichen Kosten nicht abbilden, fliessen sie ohneein entsprechendes Preissignal typischerweise nicht voll-ständig in die Konsum- und Produktionsentscheidungenvon Haushalten und Unternehmen ein.1 In der Folgewerden mehr Treibhausgase ausgestossen, als aus gesell-schaftlicher Sicht effizient wäre.
Ein CO2-Preis setzt genau hier an. Indem der Aus-stoss von Treibhausgasen mit einem Preis belegt wird,fliessen die externen Klimakosten in die Entscheidungenvon Haushalten und Unternehmen ein. Dies entsprichtdem Grundprinzip einer Pigou-Steuer, die dafür sorgt,dass die Verursacher nicht nur ihre privaten, sondernauch die durch ihre Emissionen verursachten gesell-schaftlichen Kosten tragen. Emissionsintensive Güterund Produktionsweisen werden relativ teurer, währendemissionsärmere Alternativen an Attraktivität gewinnen.Dadurch entstehen Anreize, fossile Energien einzusparen,auf klimafreundlichere Technologien umzusteigen und inemissionsarme Innovationen zu investieren. Der CO2-Preis nutzt damit einen klassischen Marktmechanismus:Veränderte relative Preise lenken Konsum, Produktion

und Investitionen in eine emissionsärmere Richtung. An-ders als detaillierte Verbote oder technologische Vorga-ben schreibt ein CO2-Preis jedoch nicht vor, wo undauf welche Weise Emissionen reduziert werden müssen.Haushalte und Unternehmen können selbst entscheiden,welche Anpassungen für sie am kostengünstigsten sind.Bei einem einheitlichen CO2-Preis werden Emissionendaher grundsätzlich zuerst dort vermieden, wo die Ver-meidungskosten am tiefsten sind. Auf diese Weisekann ein gegebenes Emissionsziel zu möglichst geringengesamtwirtschaftlichen Kosten erreicht werden.
Empirische Evidenz aus Europa bestätigt, dass dieserLenkungsmechanismus auch in der Praxis wirkt. Känzig &Konradt (2024) untersuchen die Auswirkungen nationalerCO2-Steuern und des europäischen Emissionshandels.Ihre Ergebnisse zeigen, dass höhere CO2-Preise die Treib-hausgasemissionen deutlich senken.
2. Warum Rückverteilung wichtig ist
Die Wirksamkeit von CO2-Preisen allein gewährleistetjedoch weder gesellschaftliche Akzeptanz noch politischeTragfähigkeit, da die damit verbundenen finanziellenBelastungen ungleich über die Haushalte verteilt sind.Gemessen am verfügbaren Einkommen wirkt eine CO2-Bepreisung ohne Ausgleich häufig regressiv: Zwar verur-sachen Haushalte mit höheren Einkommen in der Regelmehr Emissionen und tragen daher absolut höhere Kosten.Haushalte mit tiefen Einkommen geben jedoch einengrösseren Anteil ihres Einkommens für emissionsintensiveBereiche des täglichen Lebens aus. Je nach Abgrenzungder CO2-Bepreisung betrifft dies insbesondere das Heizenund die Mobilität. Entsprechend fällt die Belastung relativ

1Dies schliesst nicht aus, dass einzelne Haushalte und Unternehmen Klimaschäden aus eigener Verantwortung teilweise berücksichtigen.Entscheidend ist, dass Marktpreise keine systematische und vollständige Internalisierung der externen Kosten gewährleisten.

Seite 2 von 5



SIAW-HSG · Policy Brief Nr. 3 · 25. September 2026

Ein häufiges Missverständnis: Anreize trotz Rückerstattung
Ein häufiger Einwand gegen die Rückerstattung der Einnahmen aus der CO2-Bepreisung lautet: Beivollständiger Rückzahlung verschwindet der Lenkungsanreiz, weil sich dieHaushalte ihren bisherigen Konsumweiterhin leisten können. Dabei werden zwei Effekte verwechselt, die in der Wirtschaftswissenschaft alsEinkommens- und Substitutionseffekt bezeichnet werden.Der CO2-Preis verteuert emissionsintensive Güter relativ zu emissionsarmen Alternativen. Diese relativeVerteuerung (der Substitutionseffekt) bleibt auch bei einer Rückerstattung bestehen, unabhängig davon, obHaushalte dadurch mehr, weniger oder genauso viel zurückerhalten, wie sie zuvor in Form von CO2-Abgabenbezahlt haben. Wer weniger Heizöl oder Erdgas verbraucht, zahlt weniger Abgabe, erhält deshalb aber nichtmehr oder weniger Geld zurück. Die Rückerstattung kann somit den Einkommenseffekt der CO2-Bepreisungausgleichen, ohne den Anreiz zu beseitigen, auf emissionsärmere Alternativen umzusteigen.

zu ihrem Einkommen häufig stärker aus.
Dieser Grundkonflikt zeigt sich auch in der Schweiz.Wie Abbildung 1a zeigt, steigen die durch den Kon-sum verursachten CO2-Emissionen deutlich mit demLebenseinkommen: Haushalte mit höherem Einkommenverursachen im Durchschnitt erheblich mehr Emissionen.Gleichzeitig zeigt eine Berechnung für eine hypothetischeeinheitliche Anwendung des Schweizer Abgabesatzes von120 CHF je tCO2e auf alle konsumbezogenen Treibhaus-gasemissionen, dass die Belastung gemessen als Anteil derHaushaltsausgabenmit demEinkommen sinkt (grüne Liniein Abbildung 1b). Die daraus resultierende Belastung wäredeutlich höher als unter der heutigen CO2-Abgabe, dader gleiche Abgabesatz auf sämtliche konsumbezogenenTreibhausgasemissionen, einschliesslich jener aus impor-tierten Gütern, angewendet wird. Haushalte mit tiefenEinkommen emittieren somit absolut weniger, werdenaber durch einen CO2-Preis relativ zu ihren verfügbarenMitteln stärker belastet.
Diese Verteilungswirkung ist auch politisch relevant. DieGelbwestenproteste in Frankreich, die sich 2018 imZusammenhang mit höheren Treibstoffabgaben entzünde-ten, sind hierfür das bekannteste Beispiel. Für Frankreichzeigen Douenne & Fabre (2022), dass viele Befragte ihrefinanzielle Belastung durch eine CO2-Abgabemit Rückver-teilung überschätzten und deren umweltpolitische Wirk-samkeit gering einschätzten. Wenn höhere Preise fürTreibstoff, Heizen und andere emissionsintensive Bereichedes täglichen Lebens unmittelbar spürbar werden, kanndie gesellschaftliche Unterstützung für Klimapolitik raschschwinden. Eine transparente und sichtbare Rückvertei-lung kann solchen Akzeptanzproblemen entgegenwirken.Fliessen die Einnahmen an die Bevölkerung zurück, wirddeutlich, dass die Abgabe nicht primär dazu dient, zusätz-liche Steuereinnahmen zu erzielen, sondern Anreize zurEmissionsvermeidung zu schaffen.
Eine geeignete Rückverteilung kann zugleich die regressi-ven Verteilungswirkungen der CO2-Bepreisung abfedern,ohne ihren Lenkungsanreiz zu schwächen (Klenert u. a.2018). Emissionsintensive Güter bleiben relativ teurer,sodass sich der Umstieg auf emissionsärmere Alternativen

weiterhin lohnt. Dies zeigt auch die Abbildung 1b:Bei einer gleich hohen Pro-Kopf-Rückverteilung werdenHaushalte mit tiefen Einkommen netto entlastet, währenddie Nettobelastung mit dem Einkommen steigt (s. ge-strichelte graue Linie). Über die Verteilungswirkungenhinaus kann die Verwendung der Einnahmen auch diegesamtwirtschaftlichen Folgen der CO2-Bepreisung beein-flussen. Känzig & Konradt (2024) zeigen, dass die nega-tiven Effekte auf Wirtschaftsleistung und Beschäftigungin Ländern mit Rückverteilung der Einnahmen deutlichschwächer ausfielen als in Ländern ohne Rückverteilung.Die Emissionen gingen dabei in beiden Ländergruppenzurück.
3. Wie soll man zurückverteilen?
Ein häufig vorgeschlagener Ansatz ist die Klimadividende:Die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung werden alsgleicher Pauschalbetrag pro Person an die Bevölkerungzurückgezahlt. Zahlreiche Ökonom:innen unterstützendieses Modell, prominent etwa im «Economists’ Statement
on Carbon Dividends». Die Klimadividende ist einfach,transparent und lässt den Lenkungsanreiz des CO2-Preisesbestehen.
Zugleich erhöht eine solche Pauschalzahlung die Umver-teilung deutlich. Derselbe Pauschalbetrag entspricht beitiefen Einkommen einem grösseren Anteil des Einkom-mens. Da Haushalte mit höheren Einkommen aufgrundihrer höheren Emissionen absolut mehr zahlen, ist dieKombination aus CO2-Preis und Klimadividende insge-samt progressiv: Haushalte mit tiefen Einkommen werdenrelativ stärker entlastet, während Haushalte mit höherenEinkommen einen grösseren Teil der Nettobelastung tra-gen.
Es gibt hier jedoch keinen «free lunch». Eine stärkereUmverteilung kann die Verteilungsgerechtigkeit erhöhen,zugleich aber die Arbeitsanreize schwächen. Der CO2-Preis verteuert den Konsum und verringert damit die Kauf-kraft zusätzlichen Erwerbseinkommens. Die pauschaleKlimadividende erhöht zwar das verfügbare Einkommen,steigt aber bei zusätzlicher Arbeit nicht mit. Sie gleicht dieBelastung des zusätzlichen Verdienstes deshalb nicht aus.
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Tabelle 1: Erhöhung des effektiven Grenzsteuersatzes bei einem CO2-Preis von 120 CHF pro Tonne

Haushalt Einkommen(% Durchschnittslohn) Bruttojahres-einkommen (CHF) Bisheriger effektiverGrenzsteuersatz Erhöhung(Prozentpunkte)
Alleinstehend, ohne Kinder 100 99430 28,1% 2,13
Alleinstehend, ohne Kinder 167 166048 31,8% 2,02
Verheiratet, zwei Kinder 100 + 0 99430 21,5% 2,33
Verheiratet, zwei Kinder 100 + 67 166048 25,8% 2,20
Anmerkungen: Die Spalte «Einkommen» gibt die Bruttolöhne in Prozent des OECD-Durchschnittslohns an. Dieser beträgt 2024 in der Schweiz99430 CHF pro Jahr (OECD 2025, Länderkapitel Schweiz). Bei verheirateten Paaren bezeichnet «100 + 0» einen Haushalt mit einemErwerbseinkommen in Höhe des Durchschnittslohns; «100 + 67» bezeichnet zwei Erwerbseinkommen in Höhe von 100 bzw. 67 Prozent desDurchschnittslohns. Das ausgewiesene Bruttojahreseinkommen entspricht der Summe dieser Einkommen in CHF, gerundet auf volle Franken.Für die Berechnung des Anstiegs des effektiven Grenzsteuersatzes verwendenwir die über alle zehn Lebenseinkommensdezile aus Abbildung 1agemittelte MPP von 0,2472 kg CO2e je zusätzlichem Franken Konsumausgaben. Dabei unterstellen wir, dass zusätzliches verfügbaresEinkommen vollständig konsumiert wird und sämtliche im Fussabdruck erfassten Emissionen mit 120 CHF pro Tonne bepreist werden. Quelle:Eigene Berechnungen. Die effektiven Grenzsteuersätze stammen aus OECD (2025, Tab. 3.7) (Steuerjahr 2024; Steuerberechnung für Zürich).Die marginale Emissionsintensität wird auf Basis der in Abbildung 1a dargestellten Emissionswerte und der zugehörigen Konsumausgaben vonLandis (2025) berechnet.
Der durch die CO2-Bepreisung verursachte Anstieg deseffektiven Grenzsteuersatzes lässt sich näherungsweisewie folgt ausdrücken:

(1− T ′)×MPP × τCO2
,

wobei T ′ den bisherigen effektiven Grenzsteuersatz be-zeichnet, der Steuern, Arbeitnehmerbeiträge und denEntzug von Transfers umfasst. Von einem zusätzlichverdienten Franken verbleiben zunächst 1 − T ′ CHF. Diemarginale Emissionsintensität (MPP; Marginal Propensity
to Pollute) gibt an, umwie viel der CO2-Fussabdruck steigt,wenn ein zusätzlicher Franken für Konsum ausgegebenwird. Multipliziert man die marginale Emissionsintensitätmit dem verbleibenden Einkommensanteil 1 − T ′ unddem CO2-Preis τCO2

, ergibt sich daraus der Anstieg deseffektiven Grenzsteuersatzes.
Tabelle 1 illustriert den Anstieg des effektiven Grenzsteu-ersatzes für vier verschiedene Haushaltstypen. Bei einemhypothetischen Abgabesatz von 120 CHF je tCO2e aufalle konsumbezogenen Treibhausgasemissionen erhöhtsich der effektive Grenzsteuersatz um rund 2,0 bis 2,3Prozentpunkte. Die Klimadividende kann einen Haushaltsomit insgesamt finanziell besserstellen, während der zu-sätzliche Verdienst aus mehr Arbeit an Kaufkraft verliert.2
Unsere Forschung (Fricke, Fuest & Sachs 2026) zeigt,dass die Rückerstattung daher als einkommensabhängigerAbschlag auf die Einkommensteuer ausgestaltet werdensollte. Die Rückerstattung steigt dabei mit dem Einkom-men und gleicht einen Teil der höheren CO2-Zahlungeneinkommensstärkerer Haushalte aus. Sie steigt jedochdeutlich weniger stark als deren CO2-Belastung. Inunserer quantitativen Anwendung für Deutschland er-hält das 90. Einkommensperzentil rund dreimal so vielRückerstattung wie das 10. Perzentil, zahlt aber knappachtmal so viel an CO2-Abgaben. Insgesamt werdenHaushalte mit tieferen Einkommen überproportional ent-schädigt: Sie erhalten relativ zu ihrer CO2-Belastung mehrzurück, während einkommensstarke Haushalte relativ

weniger zurückerhalten. Das Gesamtpaket bleibt daherprogressiv, allerdings weniger stark als bei einer reinenKlimadividende. So können die negativen Effekte aufdie Arbeitsanreize, die mit einer reinen Klimadividendeeinhergehen, zu einem grossen Teil vermieden werden.
Die Klimadividende ist damit auswohlfahrtsökonomischerSicht nicht die optimale Form der Rückverteilung. Darüberhinaus sprechen auch politökonomische Gründe dafür,alternative Formen der Rückverteilung in Betracht zuziehen. Dies zeigt sich auch in internationalen Be-fragungsdaten: Eine einheitliche Rückzahlung an alleHaushalte ist nicht die politisch attraktivste Verwendungder Einnahmen aus einer Abgabe auf CO2-Emissionen.Dechezleprêtre u. a. (2025) vergleichen in zwölf Ländernmit hohem Einkommen die Zustimmung zu einer solchenAbgabe bei unterschiedlichen Formen der Einnahmenver-wendung. Wird der Ertrag zur Senkung der persönlichenEinkommensteuer eingesetzt, unterstützen 57 Prozentder Befragten die Abgabe. Bei einer Klimadividendeliegt die Zustimmung dagegen bei lediglich 38 Prozent.Einkommensteuersenkungen stossen in den untersuchtenLändern damit auf deutlich grössere Zustimmung als eineeinheitliche Klimadividende. Die konkrete Verwendungder Einnahmen hat damit einen erheblichen Einfluss aufdie politische Akzeptanz. Die Ergebnisse zeigen allerdings,welche Ausgestaltung mehr Zustimmung erhält, nichtwelche Verwendung der Einnahmen auswohlfahrtsökono-mischer Sicht optimal ist (Dechezleprêtre u. a. 2025).
Neben der Form der Rückverteilung stellt sich die Frage,welcher Anteil der Einnahmen überhaupt zurückgegebenwerden sollte. In der aktuellen Schweizer Debattewird insbesondere kritisiert, dass die Einnahmen ausder künftigen CO2-Bepreisung nicht mehr an Bevölke-rung und Wirtschaft zurückfliessen, sondern beim Bundverbleiben und für Klimaschutzmassnahmen verwendetwerden sollen (Humbel 2026). Aus ökonomischer Sichtist diesem Gedanken grundsätzlich zuzustimmen. Einevollständige Rückverteilung bedeutet jedoch nicht zwin-

2Diese Berechnung beruht allerdings auf einem hypothetischen CO2-Preis, der sämtliche konsumbezogenen Treibhausgasemissionen erfasst– einschliesslich jener aus der Herstellung importierter Güter. Seine Bemessungsgrundlage ist damit deutlich breiter als jene der heutigenSchweizer CO2-Abgabe auf fossile Brennstoffe.
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gend, dass 100 Prozent der direkten Steuereinnahmenaus der CO2-Abgabe ausgezahlt werden können. Ver-ringert die CO2-Bepreisung Arbeitsangebot, Einkommenund Konsum, dann verringert sie zugleich beispielsweisedie Steuereinnahmen bei der Einkommensteuer und derMehrwertsteuer. Soll die Reform insgesamt budgetneutral

bleiben, müssen auch Rückwirkungen auf andere Steu-erbemessungsgrundlagen berücksichtigt werden. UnterUmständen können daher weniger als 100 Prozent derdirekten Einnahmen aus der CO2-Abgabe zurückverteiltwerden.
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